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Norm

ASVG §154 Abs1
Satzung der OÖ Gebietskrankenkasse §41

1. ASVG § 154 heute
2. ASVG § 154 gültig ab 01.01.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 67/2001
3. ASVG § 154 gültig von 01.07.1993 bis 31.12.2001 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 335/1993

Rechtssatz

Gemäß § 41 ihrer Satzung hat die OÖGKK dem Versicherten unter bestimmten Voraussetzungen einen
Zuschuss für seine Aufwendungen zu leisten. Im Zusammenhang mit der Abwicklung dieser
Leistungsverpflichtung zwischen dem Krankenversicherungsträger und dem Versicherten hat die OÖGKK mit
der Landesinnung XXX eine seit 1.1.1997 wirksame Vereinbarung geschlossen, auf Grund derer der Zuschuss
für Heilbehelfe und Hilfsmittel zu den in der Anlage angeführten Tarifsätzen dann, wenn der Versicherte diese
Heilbehelfe und Hilfsmittel von einem Vertragsbandagisten bezieht, von der OÖGKK mit dem
Vertragsbandagisten direkt verrechnet wird. Mit der nun beabsichtigen Aufnahme elektrischer Krankenbetten
in die seit 1.1.1997 bestehende Landesvereinbarung, werden bestimmte Fabrikate von Krankenbetten sowie
die Höhe der Tarife festgelegt, deren Abgabe durch die Vertragsbandagisten gegen direkte Verrechnung der
Zuschüsse mit dem Krankenversicherungsträger an die Versicherten (Anspruchsberechtigten) erfolgen. Mit
der Aufnahme von Krankenbetten in die Landesvereinbarung wird weder generell noch für den Einzelfall ein
Auftrag zur Lieferung eines Krankenbettes erteilt. Auftraggeber für die Lieferung des Krankenbettes ist
jeweils der Versicherte, dem der Krankenversicherungsträger unter bestimmten Voraussetzungen einen
Zuschuss für seine Anschaffung zu leisten hat. Durch die bestehende Landesvereinbarung wird für bestimmte
Fälle eine Direktverrechnung der Zuschussleistungen geregelt. Dieser Direktverrechnungsvertrag betrifft
daher nicht entgeltliche Lieferungen, sondern bloß die Abwicklung des dem Versicherten gegenüber dem
Krankenversicherungsträger zustehenden Zuschusses. Der Abschluss eines Direktverrechnungsvertrages
unterliegt jedoch nicht dem sachlichen Geltungsbereich des BVergG 2002.Gemäß Paragraph 41, ihrer
Satzung hat die OÖGKK dem Versicherten unter bestimmten Voraussetzungen einen Zuschuss für seine
Aufwendungen zu leisten. Im Zusammenhang mit der Abwicklung dieser Leistungsverpflichtung zwischen
dem Krankenversicherungsträger und dem Versicherten hat die OÖGKK mit der Landesinnung römisch 30
eine seit 1.1.1997 wirksame Vereinbarung geschlossen, auf Grund derer der Zuschuss für Heilbehelfe und
Hilfsmittel zu den in der Anlage angeführten Tarifsätzen dann, wenn der Versicherte diese Heilbehelfe und
Hilfsmittel von einem Vertragsbandagisten bezieht, von der OÖGKK mit dem Vertragsbandagisten direkt
verrechnet wird. Mit der nun beabsichtigen Aufnahme elektrischer Krankenbetten in die seit 1.1.1997
bestehende Landesvereinbarung, werden bestimmte Fabrikate von Krankenbetten sowie die Höhe der Tarife
festgelegt, deren Abgabe durch die Vertragsbandagisten gegen direkte Verrechnung der Zuschüsse mit dem
Krankenversicherungsträger an die Versicherten (Anspruchsberechtigten) erfolgen. Mit der Aufnahme von
Krankenbetten in die Landesvereinbarung wird weder generell noch für den Einzelfall ein Auftrag zur
Lieferung eines Krankenbettes erteilt. Auftraggeber für die Lieferung des Krankenbettes ist jeweils der
Versicherte, dem der Krankenversicherungsträger unter bestimmten Voraussetzungen einen Zuschuss für
seine Anschaffung zu leisten hat. Durch die bestehende Landesvereinbarung wird für bestimmte Fälle eine
Direktverrechnung der Zuschussleistungen geregelt. Dieser Direktverrechnungsvertrag betrifft daher nicht
entgeltliche Lieferungen, sondern bloß die Abwicklung des dem Versicherten gegenüber dem
Krankenversicherungsträger zustehenden Zuschusses. Der Abschluss eines Direktverrechnungsvertrages
unterliegt jedoch nicht dem sachlichen Geltungsbereich des BVergG 2002.
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